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Ausschluss vom Standesamt

Verfassungsgerichtshof  
bestätigt sexuellen Rassismus

Der Verfassungsgerichtshof hat den Ausschluss homosexueller Paare von den 
Standesämtern bestätigt. Ihre Verbannung auf die Bezirksverwaltungsbehörden  
liege im Ermessenspielraum des Gesetzgebers. Das Rechtskomitee LAMBDA (RKL), 
Österreichs Bürgerrechtsorganisation für homo- und bisexuelle sowie transidente 
Frauen und Männer, zeigt sich schockiert und kündigt Beschwerde an den 
Europäischen Menschenrechtsgerichtshof an.

 Ü RKL-Generalsekretär Walter Dietz 
und sein Partner Boontawee Suttasom 
leben in Wien und sind seit über 17 Jah-
ren ein Paar. Manfred Hörmann und 
Felix Moser sind ebenfalls seit vielen 
Jahren ein Paar und führen gemeinsam 
eine Landwirtschaft in Stallhofen in der 
Steiermark. Beide Paare haben am 
jeweiligen Standesamt die Zulassung 
zur Eheschließung beantragt. Für den 
Fall, dass ihnen dies verweigert wird, 
begehrten sie die Schließung der EP am 
Standesamt. Dies wurde abgelehnt und 
der Fall landete beim Verfassungsge-
richtshof. Dieser hat die Beschwerden 
nun zur Gänze abgewiesen (VfGH 
09.10.2012, B 121/11, B 137/11). Sowohl 
das Eheverbot als auch die Verbannung 
der gleichgeschlechtlichen Paare vom 
Standesamt auf die Bezirksverwaltungs
behörden (Bezirkshaupt-mannschaften 
und Magistrate), die ansonsten für 
Gewerbebewilligungen, Führerscheine, 
Aufenthaltsbewilligungen und ähnlich 
unromantische Dinge zuständig sind, 
liege im Ermessensspielraum des 
Gesetzgebers. 

Österreichische Besonderheit

Bezüglich des Eheverbotes zitierte der 
VfGH neuerlich seine bereits 2003 gege-
bene Begründung, dass verschiedenge-
schlechtliche Beziehungen „grundsätz-
lich auf die Möglichkeit der Elternschaft“ 
ausgerichtet seien, obwohl sowohl das 
österreichische Gesetz als auch die 
katholische Kirche seit jeher Ehen von 
Frauen nach dem Wechsel, am Sterbe-
bett sowie Josefsehen zugelassen hat, 
die ganz und gar nicht auf die Möglich-
keit der Elternschaft ausgelegt sind. Die 
Verbannung der homosexuellen Paare 
auf eine Sonderbehörde ist eine öster-
reichische und deutsche Besonderheit. 
So etwas gab es außer in Österreich nur 
in einigen deutschen Bundesländern, die 

diese sexuelle Rassentrennung mittler-
weile allesamt aufgehoben haben.

Die Trennung homo- und heterosexueller 
Paare erfolgte auf Drängen der ÖVP, die 
der eingetragenen Partnerschaft nur 
unter dieser Bedingung zustimmen 
wollte. Besonders aufgefallen war da-
mals der heutige ÖVP-Obmann und 
Außenminister Spindelegger, der es 
heterosexuellen Paaren nicht zumuten 
wollte, dass sie bei Ihrer Heirat mit  
gleichgeschlechtlichen Paaren konfron-
tiert werden, die auf die EP-Schließung 
warten. So wie bei der ethnischen 
Rassentrennung Weißen nicht zugemutet 
werden sollte, mit (von der Hautfarbe 
her) Schwarzen in einem Bus zu sitzen 
oder eine Gaststätte zu teilen …

VfGH widerspricht eigener Judikatur 

Noch in seiner Bindestrich-Entscheid-
ung (VfGH 03.03.2012, G 131/11, Rz 18) 
erklärte es der Verfassungsgerichtshof 
zur verbotenen Diskriminierung, wenn 
der einzige Zweck einer Unterscheid-
ung zwischen homo- und heterosexuel-
len Paaren in der Abgrenzung der bei-
den Gruppen besteht (Rz 18). Jetzt hat 
er genau eine solche himmelschreiende 
Abgrenzung als Selbstzweck („aus 
Prinzip“) gerechtfertigt. Nicht nur das 
Eheverbot sei in Ordnung sondern 
sogar die Verbannung der homo-

sexuellen Paare vom Standesamt auf 
eine schmucklose Sonderbehörde. 
 
Das Rechtskomitee LAMBDA (RKL), 
Österreichs Bürgerrechtsorganisation 
für homo- und bisexuelle sowie trans-
idente Frauen und Männer, zeigt sich 
zutiefst enttäuscht, dass die dreizehn 
VerfassungsrichterInnen, die Hüter-
Innen der Menschenrechte sein sollten, 
nicht nur die Trennung in ein hetero-
sexuelles Ghetto (die Zivilehe) einer-
seits und ein homosexuelles Ghetto 
(eingetragene Partnerschaft) anderer-
seits als menschenrechtskonform 
erklärt hat sondern sogar die sexuelle 
Rassentrennung der Verbannung der 
gleichgeschlechtlichen Paare von den 
Standesämtern auf schmucklose Son-
derbehörden. 

„Wir sind schockiert, dass die Ver- 
fassungsrichter diese international ein-
zigartige sexuelle Rassentrennung bestä-
tigen“, sagt der Präsident des RKL und 
Rechtsanwalt der Beschwerdeführer  
Dr. Helmut Graupner, „Mit der gleichen 
Begründung des Ermessenspielraums 
des Gesetzgebers, mit dem sie 1989 das 
schwer menschenrechtswidrige antiho-
mosexuelle Sonderstrafgesetz aufrecht-
erhalten haben“. „Wie damals bleibt uns 
nun nur mehr die Hoffnung auf den 
Europäischen Menschenrechtsgerichts-
hof“, schließt Graupner.  
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Auch Regierungs- 
koalition hält an 
Diskriminierung fest 

Nicht nur der Verfassungsge-
richtshof verweigert die Gleich-
stellung von EP und Ehe im Per-
sonenstandsrecht, auch die Regie-
rungskoalition aus SPÖ und ÖVP. 

 Ü Das Familienrechtspaket von 
Karl und Heinisch-Hosek sieht eine 
gravierende Liberalisierung des 
Namensrechts vor. Künftig soll nicht 
nur ein/e der EhepartnerInnen einen 
Doppelnamen führen dürfen sondern 
dürfen das beide, und auch der gemein-
same Name darf künftig ein Doppel-
name sein. Führt bereits einer oder 
beide einen Doppelnamen, darf der 
gemeinsame Doppelname auch aus 
Namensbestandteilen beider Partner-
Innen zusammengesetzt werden. 

Für eingetragene Paare soll all das 
nicht gelten. Sie werden weiterhin nur 
einen einfachen Namen (keinen Doppel-
namen) als gemeinsamen Namen wäh-
len dürfen. Weiterhin darf lediglich 
jene/r PartnerIn, der/die den Namen 
des/der anderen annimmt, einen 
Doppelnamen führen (also den 
bisherigen eigenen Namen nach- oder 
voranstellen), nicht aber beide.

Und soeben wurde im Nationalrat das 
neue Personenstandsgesetz 2013 ver-
abschiedet, das alle Diskriminierungen 
des alten übernimmt. Die SPÖ hat 
keine Anstrengungen unternommen, 
um auch die Beseitigung nur einer die-
ser Diskriminierungen durchzusetzen, 
obwohl sie die lange Liste der Diskrimi-
nierungen stets damit gerechtfertigt 
hat, dass es sich beim EP-Gesetz ja nur 
um einen ersten Schritt und um ein 
unvollendetes Werk handle …  
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Dr. Helmut 
Graupner
 Rechtsanwalt, Verteidiger in Strafsachen 
auch zugelassen in der Tschechischen Republik

Präsident Rechtskomitee LAMBDA, Co-Präsident der Österr. Gesell-
schaft für Sexualforschung (ÖGS), Vice-President for Europe der 
Internat. Lesbian and Gay Law Association (ILGLaw), Co-Coor- 
dinator der European Commission on Sexual Orientation Law 
(ECSOL), Member of the World Association for Sexual Health (WAS). 
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Kapstadt–London–Paris–Stockholm–Sydney–Toronto–Vancouver
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(0)676/309 47 37 

PERSONENSTANDSRECHT

Amtsverlust & Fuß-
fessel: Sexualwissen-
schafterInnen fordern 
gleichen Schutz für 
alle Gewaltopfer
 
In ihren Stellungnahmen zu den 
aktuellen Gesetzesentwürfen zu 
Amtsverlust und Fußfessel wen-
det sich die Österr. Gesellschaft 
für Sexualforschung (ÖGS) nach-
drücklich gegen die Sonderbe-
handlung von Sexualstraftäter-
Innen und fordert gleichen 
Schutz für alle Gewaltopfer. 
 Ü Die Bundesregierung hat dem 
Nationalrat Regierungsvorlagen vor-
gelegt, mit denen die Regelungen für 
den Amtsverlust nach Straftaten und 
für den elektronisch überwachten 
Hausarrest („Fußfessel“) als Alternative 
zum Gefängnis erheblich verschärft 
werden – jedoch (mit nur drei Ausnah-
men beim Amtsverlust) ausschließlich 
für SexualstraftäterInnen. 

Wer hingegen beispielsweise im Priva-
ten (s)eine Frau krankhausreif zusam-
menschlägt und dafür (wie allzuoft) mit 
nicht mehr als einem Jahr (oder mehr 
als sechs Monate unbedingt) bestraft 
wird, muss den automatischen Amts-
verlust nicht fürchten. Und nichtsexuel-
le Gewalttäter erhalten eine Einzelfall-
prüfung, die dazu führen kann, dass sie 
keinen einzigen Tag ins Gefängnis müs-
sen, selbst dann, wenn sie ihr Opfer 
grausam misshandelt, schwer erniedrigt, 
verstümmelt oder halb tot zum Pflege-
fall geprügelt haben, Auch müssen sie 
keine Gewähr dafür bieten, dass sie den 
elektronisch überwachten Hausarrest 
nicht missbrauchen werden. Ganz anders 
als SexualstraftäterInnen, auch wenn 
deren Sexualdelikt lediglich darin be- 
steht, dass sie beispielsweise ihr Glied 
vorgezeigt haben, dass sie ein „anzüg-
liches“ Nacktfoto einer 17jährigen Per-
son betrachten, mit der sie völlig legal 
Sex haben dürfen, oder dass Teenager 
miteinander einvernehmlich Sex haben. 

Sanktioniert wird durch diese Ungleich-
behandlung von Straftaten im Sexuel-
len und außerhalb des Sexuellen somit 
letztlich die Sexualität, nicht die 
Gewalt; anstatt umgekehrt. 

Die ÖGS hat daher die Abgeordneten 
zum Nationalrat dringend dazu aufge-
rufen, die Regierungsvorlagen so abzu-

ÖGS

v
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Das RKL Kuratorium
Ü Univ.-Prof. Dr. Josef Christian Aigner, Institut 
für Psychosoziale Intervention u. Kommunika-
tionsforschung (PsyKo), Univ. Innsbruck; Ü Abg. 
 z. NR a.D. Mag. Thomas Barmüller, Lib. Forum; 
Ü NRAbg. Petra Bayr, SPÖ; Ü Univ.-Prof. Dr. 
Nikolaus Benke, Legal Gender Studies, Univ. 
Wien; Ü LAbg. a.D. Univ. Prof. Dr. Christian 
Brünner, Prof. für Staats- u. Verwaltungsrecht, 
Univ. Graz Ü Dr. Erik Buxbaum, Generaldir. f.d. 
öff. Sicherheit; Ü BM a.D. NR Abg. Dr. Caspar 
Einem, SPÖ; Ü Univ.-Prof. Dr. Max Friedrich, 
Vorstand der Univ.-Klinik für Neuropsychiatrie 
d. Kindes- u. Jugendalters, AKH Wien; Ü Univ.-
Prof. Dr. Bernd Christian Funk, Inst. für Staats- 
und Verwaltungsrecht, Univ. Wien; stv. Vors. 
Menschenrechtsbeirat BMI Ü Mag. Karin Gast-
inger, BM für Justiz a.D.; Ü Dr. Marion Gebhart, 
Kinder- u. Jugendanwältin d. Stadt Wien a.D.; Ü 
Dr. Alfred Gusenbauer, Alt-Bundeskanzler; Ü 
BM a.D. Dr. Hilde Hawlicek, SPÖ; Ü Dr. Barbara 
Helige, Vormalige Präs. Richtervereinigung; Ü 
NRAbg. Dr. Elisabeth Hlavac, SPÖ; Ü Dr. Lilian 
Hofmeister, Expertin für Menschenrechte u. Gen-
derfragen; Ü Dr. Judith Hutterer, Präs. d. Öst. 
Aids-Komitees;  Ü Hon.-Prof. Dr. Udo Jesionek, 
vorm. Präs. Jugendgerichtshof, Präs. Weißer 
Ring; Ü Gery Keszler, Life-Ball Organisator;  
Ü Abg. z. NR a.D. Dr. Volker Kier, Liberales 
Forum; Ü Univ.-Prof. Dr. Christian Köck; Ü Dir. 
Dr. Franz Kronsteiner, Vorm.Vorstandsvorsitzen-
der D.A.S. Österr.; Ü Univ.-Prof. DDr. Heinz 
Mayer, Dekan Rechtswiss. Fakultät Univ. Wien; 
Ü Prof. Dr. Roland Miklau, Sektionschef BMJ iR  
Ü Dr. Michael Neider, Sektionschef BMJ iR  Ü 
Univ.-Prof. Dr. Manfred Nowak, Ludwig-
Boltzmann-Inst. für Menschenrechte, UN-Sonder-
berichterstatter; Ü Mag. Heinz Patzelt, General-
sekr., Amnesty Int. Österreich;  Ü Univ.-Prof. 
Mag. Dr. Rotraud A. Perner, Sexualwissen-
schafterin; Ü LAbg. Dr. Madeleine Petrovic, Die 
Grünen; Ü Univ.- Doz. Dr. Arno Pilgram, Institut 
für Rechts- u. Kriminalsoziologie, Univ. Wien;  
Ü DSA Monika Pinterits, Kinder- u. Jugendan-
wältin d. Stadt Wien; Ü BM a. D. Mag.a Barbara 
Prammer, Präsident des Nationalrates;  Ü Dr. 
Elisabeth Rech, Vizepräs. Rechtsanwaltskammer 
Wien; Ü NRAbg. a. D. Dr. Peter Schieder, Ehren-
präs. d. Parlamentar. Versammlung des Euro-
parates Ü Dr. Anton Schmid, Kinder- u. Jugend-
anwalt d. Stadt Wien; Ü BRAbg. Marco Schreu-
der, Die Grünen; Ü Rainer Ernst Schütz, Präs. 
des Clubs unabh. Liberaler (CULTUS), Wien;  
Ü NRAbg. a.D. Mag.a Terezija Stoisits, Volks-
anwältin; Ü Dr. Peter Tischler, SenPräs OLG Ibk 
i.R.; Ü Univ.-Prof. Dr. Hans Tretter, Ludwig-
Boltzmann-Instit. f. Menschenrechte Ü Univ.-
Lekt. Mag. Johannes Wahala, Österr. Ges. für 
Sexualforschung; Ü Univ.-Prof. Dr. Ewald Wie-
derin, Inst. f. Verf.- u. Verwaltungsrecht, Univ. 
Salzburg Ü Dr. Mia Wittmann-Tiwald, Co-Vorsitz-
ende FG Grundrechte der Richtervereinigung
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ändern, dass kein Unterschied 
gemacht wird, ob Leid im Sexuellen 
oder außerhalb des Sexuellen zuge-
fügt wird. Alle Opfer haben das 
gleiche Menschenrecht auf wirksa-
men, konsequenten und glaubhaften 
Schutz gegen Gewalt. 

Zudem lehnt die ÖGS jedenfalls die 
Einbeziehung und damit erhebliche 
Verschärfung des § 207b StGB ab, 
der höchst umstrittenen Ersatzbestim-
mung für den berüchtigten menschen-
rechtswidrigen § 209 StGB, die über-
dies unverhältnismäßig gegen homo-
sexuelle Kontakte angewendet wird 
(Details dazu in den Stellungnahmen 
des Rechtskomitees LAMBDA (RKL) 
auf www.RKLambda.at). 
 
Trotz des Aufrufs der ÖGS haben 
SPÖ und ÖVP die beiden Regierungs-
vorlagen am 6. Dezember im Natio-
nalrat unverändert beschlossen.   
www.oegs.or.at

36J.  DISKRIMINIERUNG

VwGH: Erfolg  
für homosexuellen 
Polizisten 
 
1976 wurde ein langgedien- 
ter und mehrfach belobigter 
Revierinspektor aus dem 
Polizeidienst entlassen, weil  
er nach dem berüchtigten 
antihomosexuellen Sonder-
strafgesetz § 209 Strafgesetz-
buch verurteilt worden war. 
Heute wird dem Polizisten 
seine Pension deshalb immer 
noch strafweise um ein Viertel 
gekürzt. Innenministerin und 
Finanzminister hatten seine 
Ansprüche auf Entschädigung 
rundweg abgelehnt. Der Ver-
waltungsgerichtshof hat ihre 
Bescheide jetzt aufgehoben.  

 Ü Die Disziplinarstrafe ist sogar 
nach wie vor aufrecht. Unter ihren 
Auswirkungen leidet der Mann bis 
heute. Er wurde nie wieder in den 
Polizeidienst aufgenommen und sei-
ne Pension wird nach wie vor um 
25% reduziert; bis zu seinem Tod (sie-
he ausführlich Ius Amandi 3/2012). 

Nach der Entscheidung des VwGH 
muss die Innenministerin nun über 
die Nachzahlung des Aktivgehalts 
entscheiden und die Finanzminister-
in über die Nachzahlung an Pension. 
Und beide müssen jeweils zusätzlich 
über eine Entschädigung für die erlit-
tene Diskriminierung entscheiden.

„Wir sind hocherfreut und hoffen, 
dass die Enderledigung jetzt rasch 
erfolgt“, sagt der Präsident des RKL 
und Rechtsanwalt des Polizisten  
Dr. Helmut Graupner, „Mein Man-
dant ist 70 Jahre alt und möchte sei- 
ne Rehabilitierung noch erleben“. 
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